Drucksache Nr. 97 


Deutscher Bundestag 
1. Wahlperiode 
1949 


Antrag 

der Fraktion der Freien Demokratischen Partei* 

betr. : Wiederherstellung der staatsbürgerlichen Gleich- 
berechtigung. 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird unter Bezugnahme auf Artikel 3, Absatz 3 
des Grundgesetzes ersucht, dem Bundestag unverzüglich einen Ge- 
setzentwurf vorzulegen, nach dem 

1 . ) das Verfahren der Entnazifizierung im Bundesgebiet mit 

sofortiger Wirkung beendet wird; 

2 . ) die Verfolgung von während der nationalsozialistischen Will- 

kürhcrrschaft begangenen Verbrechen von der Beendigung 
der Entnazifizierung unberührt bleibt. Für ihre Aburteilung 
sind ausschließlich die ordentlichen Gerichte für zuständig 
zu erklären. 

3 . ) alle in den Ländern im Zuge der Entnazifizierung vorge- 

nommenen Einreihungen in die Gruppen III, IV und V 
gegenstandslos werden und die staatsbürgerliche Gleich- 
berechtigung dieser Gruppen wiederhergestellt wird; 

4 . ) alle in die Gruppen I und II eingestuften Personen, die Be- 

rufung eingelegt haben und über deren Berufung noch nicht 
rechtskräftig entschieden ist, das Recht erhalten, vor den 
ordentlichen Gerichten den Abschluß ihrer Verfahren zu 
beantragen ; 

5 . ) Fragen nach der politischen Vergangenheit — ausgenommen 

nach den Gruppen I und II — in Zukunft nicht mehr 
erfolgen und Auskünfte hierüber von keiner Stelle mehr 
erteilt werden dürfen; 

6. ) gemäß Artikel 13 1 des Grundgesetzes im Zusammenhang 

mit der Wiederherstellung der staatsbürgerlichen Gleich- 
berechtigung alle Vermögens- und arbeitsrechtlichen Fragen 
geregelt werden. 


Bonn, den 28. September 1949. 
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